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An die 
Telekom-Control-Kommission 
Mariahilferstraße 77-79 
1060 Wien 
konsultationen@rtr.at 
 
 
Betrifft: M3/09 Stellungnahme zum Entwurf einer Vollziehungshandlung  
 
 
Sehr geehrte Frau Dr.Solé, sehr geehrte Herren, 
 
lapisaureus Telekom Know How Sharing, kurz lTKHS bezeichnet, begrüßt die 
Möglichkeit zum Entwurf des M3/03 Stellung nehmen zu können und bringt diese 
Stellungnahme fristgerecht ein.  
 
lTKHS nimmt nur zu einigen ausgewählten Punkten Stellung und hält fest, dass aus 
der Nichtstellungnahme zu anderen Punkten weder eine Zustimmung noch 
Ablehnung dieser Punkte abgeleitet werden darf. ANB steht in diesem Dokument als 
Abkürzung für einen alternativen entbündelnden Festnetzbetreiber. 
 

1 Unzureichender Schutz des ANB-Altkundenbestandes 
 
Der Altbestand der ANB-Kunden beim Ausbau des TA-NGA erscheint im Entwurf zu 
M3/09 insofern nicht gesichert, als eine Zwangsmigration zu vULL-Produkten 
vorgesehen ist, die es dem ANB nicht erlaubt unter Kontinuität der Kosten seine 
Dienste weiterzuführen. Der ANB bekommt bei Zwangsmigration in der Regel seine 
frustierten Kosten des DSLAMs nicht ersetzt (da meist seit über drei Jahren in 
Betrieb - siehe auch das Zitat der Seite 52 unten) oder muss die Kosten des neuen 
NGA-DSLAMs der TA anteilig tragen. Der ANB kann bei einem Modem aus einer 
Whitelist ein neues Modem auf eigene Kosten einsetzen. Der ANB muss überdies 
seine komplette Diensteverwaltung anpassen. Alles entspricht einem aus Sicht des 
ANB unnötigem Neuinvest in einem sehr gespannten BB-Markt, der sich an der 
Grenze zum MSq bewegt. Es ist im M3/09 unklar, ob ein vULL-Produkt zB auf ADSL-
Eigenschaften konfiguriert werden kann, was zu einer ADSL-Preis-Variante der vULL 
führen müsste. Wenn es das „Downsizen“ nicht gibt, dann muss entgegen der Idee 
des „entbündelten“ Bezugs von Produkten, ein ANB bei vULL VDSL-
Leistungsmerkmale kaufen, die er und seine Kunden nicht benötigen. Der ANB muss 
sehr wahrscheinlich einen neuen Endkundenvertrag abschließen, ohne dass seine 
vereinbarte Vertragslaufzeit ausgelaufen ist. Der Kunde hat hier das Recht zur 
Kündigung, was insgesamt einen massiven Eingriff der Regulierung in ANB-Verträge 
bedeutet. 
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Weiters ist es unklar, was bei einer Konzentration von HVt-Standorten, bei 
Auflassung einzelner HVt-Standorte mit dem Altkundenbestand des ANB passiert. 
Auch hier ist kein Betrieb unter der Beibehaltung der bisherigen Kostenstruktur zu 
erwarten. Dies gilt für die vULL-Produkt-Kontinuität (siehe auch oben) als auch für 
eine Backhaul-Kosten-Kontinuität. Wenn die Backhaul-Strecken, wie in Abbildung 1 
gezeigt, kürzer sind, müsste sich eine Reduktion der Bachhaul_Kosten für ANBs 
ergeben, da der Aufwand für die dann gesunken ist. Eine längere und ineffiziente 
Backhaul-Leitungsführung darf nicht zu Lasten das ANB gehen. Dies gilt auch für 
etwaige Tariferhöhungen, wenn eine teurere Tarifstufe (LH->City->Regional) der TA 
zur Anwendung kommt. 
 
 

 
 

Abb.1: Geänderte Backhaul-Führung 
 
Zitat M3/09 Seite 52: 
Hinsichtlich  der  bereits  derzeit  generell  netzverträglichen  xDSL-Übertragungssysteme  wie 
insbesondere  ADSL  und  ADSL2+  ab  Hauptverteiler  wird  grundsätzlich  eine  analoge Regelung  
über  die  zu  leistende  Abgeltung  angeordnet,  allerdings  mit  der  Maßgabe,  dass Investitionen  
nur geschützt  sind,  wenn  sie  noch  im  Jahr  2010  tatsächlich  getätigt  werden. Für   die   
Möglichkeit der Telekom Austria   zur   Migration   auch   derartiger   xDSL-Übertragungssysteme  auf  
adäquate  Vorleistungsprodukte  ist  jedoch  eine  Sonderregelung erforderlich. Da das für VDSL@CO 
angeordnete System eine Möglichkeit zur Migration nur dann  vorsieht,  wenn  Telekom  Austria  vor  
der  Investition  der  alternativen  Betreiber  eine Negativmeldung erstattet hat, kann es auf   die 
bereits   bestehenden   Systeme   nicht Anwendung finden. Im Ergebnis hätte Telekom   Austria daher 
zwar potenziell die Möglichkeit, die  neuen  VDSL@CO-Systeme auf  Vorleistungsprodukte  zu  
migrieren,  wäre aber  daneben  trotzdem  verpflichtet,  ihre  FTTx-Ausbauten  unter  Berücksichtigung  
von Spectrum-Shaping  für  ADSL-Systeme  zu  planen  und  auszubauen.  Die  neu  angeordnete 
Regelung  hätte  daher  wenig  praktischen  Sinn  und  würde  insbesondere  dem  genannten 
regulatorischen  Grundsatz  der  Stimulierung  von  Investition  in  innovative  Infrastruktur 
entgegenstehen. Aus diesem Grund wird Telekom Austria in Anschlussbereichen, in denen eine  
Negativmeldung  abgegeben  wurde,  für  bereits  bei  Bescheiderlassung  bestehende xDSL-
Übertragungssysteme ebenfalls eine Migrationsmöglichkeit auf adäquateVorleistungsprodukte 
eingeräumt.   
 
Zusätzlich zur dargestellten Abgeltung für die Investition in die DSLAM und die Modems hat Telekom 
Austria auch eine den Regelungen des Gutachtens (Punkt 11.2.4) entsprechende teilweise  Abgeltung  
für  frustrierte  Investitionen  in  die  Kollokation  am  Hauptverteiler  zu bezahlen. Konkret hat Telekom 
Austria den bei Annahme einer zehnjährigen Nutzungsdauer noch  nicht  abgeschriebenen 
Restbuchwert  der  Investition  –  Basis  sind  die  an  Telekom Austria  geleisteten  einmaligen 
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Zahlungen  –  abzüglich  eines  jährlichen  Abzugs  von  12% (Gutachten  ON  33,  Punkt  11.2.4)  für  
allgemeinen  Preisverfall  zu  ersetzen.  Ist  der Kollokationsstandort  zwar  nicht  zur  Gänze  nicht  
mehr  verwendbar,  aber  der  erreichbare Kundenstock  geschmälert,  ist  nur  ein  aliquoter  Ersatz  
in  Höhe  des  Verhältnisses  der (potenziell) gestörten bzw nicht mehr erreichbaren Kunden zur 
Gesamtzahl der möglichen Kunden  die  aus  dem  Hauptverteiler  erschlossen  werden  können,  zu  
leisten.  Wenn  somit etwa durch einen FTTx-Rollout nunmehr 25% der Teilnehmer vom ANB am 
Hauptverteiler nicht  mehr  uneingeschränkt  erreichbar  sind,  so  sind  25%  der  maximalen  nach  
den dargestellten   Regeln   zu   ermittelnden   Ausgleichszahlung   tatsächlich   zu   leisten.   Die 
Abgeltung für frustrierte Investitionen in die Kollokation am Hauptverteiler fällt insbesondere auch 
dann an, wenn eine Migration auf ein Vorleistungsprodukt, für das am entsprechenden Hauptverteiler 
keine Zugangsmöglichkeit besteht, vorgenommen wurde. 
 

2 Fehlende geografische Einschränkung eines FTTx-
Ausbaues der TA 

 
Im Entwurf zum M3/09 fehlt eine mögliche geografische Einschränkung eines FTTx-
Ausbaues in einem HVt-Einzugsgebiet. 
 

 
Abb2: Geänderte Einzugsbereiche 

 
Dies bedeutet, dass in einem HVt-Einzugsgebiet nicht notwendigerweise alle Kunden 
mit FTTB/C erschlossen werden, sondern (siehe Abbildung 2) nur KVz-Teilbereiche 
aus x1 bis xn. 
 
Es stellen sich folgende in M3/09 nicht beantwortete Fragen: 
 

 Betreffen die NGA-Nebenwirkungenbeim TA-Ausbaues eines xn-Gebietes 
ANBs auf den gesamten HVt-Bereich? 

 Muss der ANB seine Kunden aus einem nicht ausgebauten xn-Gebiet auch 
zwangsmigrieren lassen? 

 Reicht der Ausbau eines einzelnen Gebietes xn, um nicht in einer Negativliste 
aufscheinen zu müssen? 

 Muss ein ANB kostenpflichtig von der TA erfragen, in welchem xn-Gebiet ein 
bestimmter ANB-Kunde liegt und ob zu einem Zeitpunkt dieser Kunde von 
einer Zwangsmigration betroffen sein könnte? 
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3 Fehlende zeitliche Definition des FTTx-Ausbaues der TA 
 
Zu welchem Zeitpunkt gilt ein nx-Gebiet (siehe Abbildung 2) oder ab wann ein 
gesamter HVt-Bereich als ausgebaut iSd NGA? M3/09 erwähnt nicht, dass erst das 
öffentliche Angebot an Kunden in einem nx-Gebiet oder im gesamten HVt-Bereich 
als Ausbau gelten darf. Z.B. Glasfasern zu nx-Gebieten zu legen ohne Umstellung 
der DSLAMs darf nicht als NGA-Ausbau gelten. Hier liegt ein großes 
Missbrauchspotential der TA vor, wenn NGA-basierte Dienste (noch) nicht öffentlich 
angeboten werden, aber ANBs durch „fiktive“ Ausbaupläne der TA von NGA-
Nebenwirkungen unmittelbar in ihrer Existenz betroffen sein können. 
 

4 Ad fehlende Kontrolle des Missbrauchs der TA beim 
Ausbau des NGA 

 
M3/09 gibt keinen Hinweis darauf, wie die Regulierungsbehörde den Missbrauch der 
TA beim Ausbaues ihres NGA zu Lasten des Festnetzwettbewerbes verhindern will. 
 

5 Fehlende symmetrische Regelungen bei ANB-Ausbau 
des NGAs 

 
Für die Regulierungsbehörde rechtfertigt der NGA-Ausbau des TA-Netzes wegen 
höherer Bitraten für Endkunden unverhältnismäßig hohe Einschnitte bei ANBs. Wenn 
aberANBs aus dem gleichen Motiv höhere Bitrate für Endkunden vorpreschen 
wollen, gelten zB die Regeln für Zwangsmigration nicht. Es ist nach M3/09 auch nicht 
möglich, dass ein ANB FTTB unter den gleichen Regeln ausbaut, wie die Telekom 
Austria. 
 
Es gibt in M3/09 keine Symmetrie einer Zwangsmigration. 
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6 Ad Freikaufmöglichkeit der TA als SMPO aus dem 
Entbündelungs-Wettbewerb 

 
M3/09: 
Pflicht zur Legung eines Standardangebotes im Zusammenhang mit dem Zugang zur nächsten 
generation (NGA-Ausbau) 
Punkt 2.3.2(2):  
Bedingungen  zur  Abgeltung  von  frustrierten  Investitionen  alternativer  Betreiber  in xDSL-
Übertragungssysteme durch Telekom Austria und zur möglichen Migration von  xDSL-Systemen  auf  
adäquate  Vorleistungsprodukte  bei  FTTx-Ausbauvorhaben  der  Telekom Austria TA AG,    
 
Trotz eines eingehenden Studium des Entwurfes zu M3/09 kommt lTKHS zu dem 
Schluss, dass bei dem gegenwärtigen Stand des Entwurfes zu M3/09 sich die TA als 
SMPO des Marktes "Physischer Zugang zu Netzinfrastrukturen" iSd § 1 Z 3 TKMV 
2008 ihrer Festnetz-Wettbewerber durch Freikauf (sogar ohne zusätzliche Kosten) 
entledigen kann. Dies gilt insbesondere für den ANB-Altkundenbestand, wo die TA in 
der Regel keine frustrierten Kosten an ANBs erstatten muss, weil die HW idR länger 
als 3 Jahre im Einsatz ist und einzelne Kollokationsräume schon knappe10 Jahre in 
Betrieb sind (10 Jahre abzüglich 12% pro Jahr – siehe Zitat der Seite 52 oben). 
 
Sollte sich dieser Eindruck bestätigen, dann wäre dies der GAU einer Regulierung 
und nicht mit dem §1 (2) Z2 des TKG in Einklang zu bringen. Der Eindruck wird leider 
noch dadurch verstärkt, dass im M3/09 keine konkreten Maßnahmen gegen den 
potentiellen Missbrauch dieser M3/09-Auflagen durch die TA - wie etwa durch 
Ausbauabschluss-Meldpflichten an die TKK- vorgesehen sind.  
 
lTKHS hofft sich in seinen Schlussfolgerungen geirrt zu haben. 


